
Zweifelsfällen genügt eine Anfrage bei der Handwerks­
kammer bzw. bei der Industrie- und Handelskammer.

Bei der Entscheidung der Zuständigkeitsfragen durch 
die Gerichte bzw. durch das Staatliche Vertragsgericht 
darf es nicht mehr Vorkommen, daß Akten zwischen 
dem Staatlichen Vertragsgericht und den Gerichten hin 
und her wandern, weil Unklarheiten über die Zustän­
digkeit bestehen. Die Stelle, bei welcher der Antrag 
bzw. die Klage eingereicht wird, muß diese Frage 
eigenverantwortlich entscheiden, sonst wird das Prinzip 
der Konzentration des Verfahrens, das sowohl für das 
Gericht als auch für das Staatliche Vertragsgericht gilt, 
verletzt. Es ist eine unzulässige Methode, wenn ein­
zelne Gerichte eingegangene Klagschriften dem Staat­
lichen Vertragsgericht zur Stellungnahme übersenden, 
ob nicht etwa doch die Zuständigkeit des Staatlichen 
Vertragsgerichts vorliegt.4

Zum Abschluß muß ausdrücklich betont werden, daß, 
sofern nicht durch § 9 Vertragsgerichtsverordnung oder 
durch andere gesetzliche Vorschriften die Zuständigkeit 
des Staatlichen Vertragsgerichts begründet ist, es bei 
der Zuständigkeit der Gerichte für die Entscheidung 
zivilrechtlicher Streitigkeiten bleibt, auch wenn es sich 
um Streitigkeiten zwischen Partnern im Sinne des § 2 
Vertragsgesetz handelt. Dies folgt aus § 9 GVG.

Ändern sich die Voraussetzungen für die Zuständig­
keit, während ein Verfahren bei Gericht oder beim 
Staatlichen Vertragsgericht anhängig ist, so ist der 
Zeitpunkt der Einreichung des Antrags bzw. der Klage 
für die Zuständigkeit maßgebend, sofern keine ab­
weichende gesetzliche Regelung erfolgt. Wird beispiels­
weise ein Privatbetrieb während eines bei Gericht an­
hängigen Verfahrens in einen Betrieb mit staatlicher 
Beteiligung umgebildet, so bewendet es bei der Zu­
ständigkeit des Gerichts, auch wenn nunmehr an sich 
das Staatliche Vertragsgericht für die Entscheidung 
dieser Streitigkeiten zuständig wäre.

Die Vertragsgerichtsverfahrensordnung
Die Vertragsgerichtsverfahrensordnung vom 6. März 

1952 mußte bereits im Jahre 1953 geändert werden, weil 
sie den Erfordernissen der Praxis nicht entsprach. 
Diese Änderungen reichten jedoch nicht aus, wie die 
Anweisung des Regierungsvertragsgerichts vom 10. No­
vember 1956 über die Durchführung von Verfahren vor 
dem Staatlichen Vertragsgericht5 beweist. Diese An­
weisung regelte nicht nur Einzelheiten der Antragstel­
lung und der Vorbereitung und Durchführung der 
Verhandlung, sondern auch besondere Verfahrensarten, 
wie das Feststellungs- und Anerkenntnisverfahren. Die 
neue Vertragsgerichtsverfahrensordnung bietet eine ge­
schlossene Regelung des Verfahrens beim Staatlichen 
Vertragsgericht. Abgesehen von den Prinzipien, die bei 
der Behandlung der Vertragsgerichtsverordnung dar­
gelegt wurden und die auch für die Vertragsgerichtsver­
fahrensordnung zutreffen, ist die Vertragsgerichtsver­
fahrensordnung besonders durch die souveräne verfah­
rensleitende Stellung des Staatlichen Vertragsgerichts, 
durch das Konzentrationsprinzip und durch die Ver­
pflichtung zur umfassenden Sachaufklärung gekenn­
zeichnet. Ausdrücklich wird die Verpflichtung der Ver­
tragspartner zur aktiven Mitwirkung am Verfahren 
ausgesprochen.

Das Verfahren beim Staatlichen Vertragsgericht wird 
durch Antrag oder von Amts wegen eingeleitet; Dritte 
können in das Verfahren einbezogen werden. Gerade 
die Möglichkeit der Einleitung eines Verfahrens und der 
Einbeziehung Dritter von Amts wegen ist typisch für 
die weitergehenden Rechte des Staatlichen Vertrags­
gerichts im Vergleich zu den Rechten des Gerichts im 
Verfahren. ,

Es gibt aber auch viele Gemeinsamkeiten. § 7 Ver­
tragsgerichtsverfahrensordnung legt ausdrücklich die 
Verpflichtung des Staatlichen Vertragsgerichts und der 
Partner fest, das Verfahren so vorzubereiten, daß es 
möglichst auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
entschieden werden kann. Dies ist eine Forderung, die

4 vgl. das von Weise in NJ 1959 S. 138 behandelte Beispiel 
des KrG Stendal.

5 Verfügungen und Mitteilungen des Staatlichen Vertrags­
gerichts bei der Regierung der DDR 1956, Neue Folge Nr. 2, 
S. 15.

auch an das Zivilverfahren bei den Gerichten gestellt 
werden muß. Überhaupt sollten die Erfahrungen des 
Staatlichen Vertragsgerichts mit der Neuregelung bei 
der künftigen Zivilprozeßgesetzgebung Beachtung 
finden, natürlich unter Berücksichtigung der grundsätz­
lichen Unterschiede der Aufgabenstellung des Staat­
lichen Vertragsgerichts im Verhältnis zu den Gerichten.

Erwähnenswert ist § 26, der die „Zustimmung zu 
Einigungen“ regelt. Einigungen (bei Gericht: Vergleiche) 
können vorgeschlagen werden. Das Staatliche Vertrags­
gericht kann nach Prüfung diesem Einigungsvorschlag 
zustimmen; es hat aber auch die Möglichkeit, abwei­
chend davon durch Schiedsspruch zu entscheiden.

Seiner Bedeutung gemäß ist das Verfahren bei 
Streitigkeiten über den Abschluß von Verträgen beson­
ders geregelt (§§ 29—32 Vertragsgerichtsverfahrensord­
nung). Verfahren über den Abschluß von Verträgen 
sind vordringlich durchzuführen. Der Schiedsspruch 
ersetzt, soweit er sich auf den Inhalt des Vertrages 
bezieht, als Ausdruck der aktiven rechtsgestaltenden 
Rolle des Staatlichen Vertragsgerichts die Willens­
erklärung der Partner.

Interessant vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
Neugestaltung des Zivilprozeßrechts ist die Beibehal­
tung des Anerkenntnisverfahrens (§ 35 Vertragsgerichts­
verfahrensordnung). Auf Grund des Anerkenntnisses 
einer Forderung k a n n  ein Anerkenntnisschiedsspruch 
ergehen. Wird ein solcher Anerkenntnisschiedsspruch 
nach pflichtgemäßer Prüfung durch das Staatliche Ver­
tragsgericht erlassen, so braucht er, abgesehen von dem 
Hinweis auf das Anerkenntnis, nicht begründet zu wer­
den. Er ist auch nur mit der Begründung anfechtbar, 
ein Anerkenntnis habe nicht Vorgelegen.

Im gewissen Sinne vergleichbar mit dem Mahnver­
fahren ist die sog. Leistungsaufforderung (§ 36 Ver­
tragsgerichtsverfahrensordnung). Das Staatliche Ver­
tragsgericht k a n n  im Verfahren wegen Zahlung eines 
Geldbetrags dem Antragsgegner die Aufforderung zu­
stellen, die Zahlung innerhalb zwei Wochen nach Zu­
stellung zu leisten (Leistungsaufforderung). Gegen die 
Leistungsaufforderung ist das Rechtsmittel des Wider­
spruchs innerhalb zwei Wochen nach Zustellung ge­
geben. Wird der Widerspruch rechtzeitig eingelegt, so 
nimmt das Verfahren seinen Fortgang, andernfalls wird 
die Leistungsaufforderung wirksam und verbindlich. 
Die Ausgestaltung dieser Norm als Kann-Bestimmung 
ist charakteristisch für die verfahrensbeherrschende 
Stellung des Staatlichen Vertragsgerichts. *

Die Beseitigung der in der bisherigen Verfahrens­
ordnung vorgeschriebenen Wertbegrenzung wird es er­
forderlich machen, besonders sorgfältig zu prüfen, ob 
der eingereichte Antrag so schlüssig ist, daß eine 
Leistungsaufforderung erlassen werden kann. In jedem 
Fall muß von dem Erlaß einer Leistungsaufforderung 
abgesehen werden, wenn zu erkennen ist, daß wegen 
ungenügender Sachaufklärung auf eine mündliche Ver­
handlung nicht verzichtet werden darf oder daß auf 
eine mündliche Verhandlung wegen ihrer erzieherischen 
Funktion im Einzelfall nicht verzichtet werden sollte.

Als Rechtsmittel kennt die Vertragsgerichtsverfahrens­
ordnung, abgesehen von dem erwähnten Widerspruch, 
die Beschwerde und den Einspruch. Gegen Schieds­
sprüche und Feststellungsbescheide der Bezirksvertrags­
gerichte und der Vertragsschiedsstellen ist das Rechts­
mittel der Beschwerde gegeben, die innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen einzulegen ist. Diele Frist ist 
sowohl durch Einreichung der Beschwerde beim Be­
zirksvertragsgericht als auch beim Zentralen Staatlichen 
Vertragsgericht gewahrt. Bei der Bedeutung, die eine 
einzelne Entscheidung des Staatlichen Vertragsgerichts 
für eine ganze Gruppe von Vertragsbeziehungen be­
sitzen kann, ist es notwendig, möglichst bald zu einer 
endgültigen Entscheidung zu gelangen. Deswegen 
enthält die Verordnung kurze Rechtsmittelfristen und 
die Möglichkeit des Ausschlusses von neuem Vorbringen 
im Beschwerdeverfahren (§ 41). Auf die Beschwerde hin 
entscheidet das Zentrale Staatliche Vertragsgericht ent­
weder selbst oder weist die Sache zur erneuten Ver­
handlung mit verbindlichen Weisungen an das Bezirks­
vertragsgericht zurück, wobei es völlige Entscheidungs­
freiheit hat und sich im Einzelfall von Zweckmäßig­
keitserwägungen leiten lassen kann.
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